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Abstract 
Zur Messung kommunaler Investitionsrückstände. Zwischen begrifflichen 
Abgrenzungsschwierigkeiten, statistischen Brüchen und notwendiger Me-
thodenvielfalt 

Fragen zum erforderlichen Niveau öffentlicher Investitionen begleiten die fi-
nanz- und wirtschaftspolitische Debatte seit langer Zeit und werden nach der 
Corona-Krise sowie mit Blick auf die großen transformativen Herausforde-
rungen wie den demografischen Wandel oder den Klimawandel neue Rele-
vanz erhalten. Der Beitrag diskutiert die Vor- und Nachteile der finanzwissen-
schaftlichen Ansätze zur Schätzung von Investitionsbedarfen bzw. -rückstän-
den insbesondere auf Ebene der Kommunen.  

 

On measuring municipal investment backlogs – between concep-
tual difficulties, statistical breaks and the need for a variety of meth-
ods  

Questions about the required level of public investment have been part of the 
economic debate for a long time and will take on new relevance after the Co-
rona crisis as well as in consideration of major transformative challenges 
such as demographic or climate change. The paper discusses the ad-
vantages and disadvantages of different approaches to estimate investment 
needs and backlogs, especially at the municipality level. 

 

 

JEL-Codes: H10, H19, H54, H60, H72 
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1. Einleitung 
Neben Unternehmen und privaten Haushalten ist es die öffentliche Hand, die 
mit ihrer Investitionstätigkeit einen wesentlichen Beitrag zum Wirtschafts-
wachstum eines Landes leistet. Mit einem Anteil zwischen 50 und 60 Prozent 
aller öffentlichen Investitionen kommt den Kommunen in Deutschland dabei 
eine zentrale Rolle zu.1 Obwohl die Investitionstätigkeit ein Gradmesser für 
die wirtschaftliche Aktivität von Unternehmen und Gebietskörperschaften ist, 
bereitet insbesondere die analytische Erfassung der öffentlichen Investiti-
onstätigkeit und etwaiger Investitionsschwächen einige Schwierigkeiten.  

So bestehen bereits zwischen den verschiedenen finanzwissenschaftlichen 
Theorieschulen Differenzen bezüglich der erwarteten Wachstums- und Ren-
diteeffekte und damit auch hinsichtlich der Höhe eines als optimal angese-
henen Investitionsniveaus.2 Die Unterschiede in der Bewertung öffentlicher 
Investitionen gründen nicht nur in der Frage, welchen anteiligen Beitrag sie 
zum BIP-Wachstum leisten können und sollen. Gerade in Deutschland wer-
den öffentliche Investitionen immer auch unter dem Gesichtspunkt der „öf-
fentlichen Daseinsvorsorge“ diskutiert.3 Aus ökonomischer und politischer 
Perspektive fallen entsprechende Bewertungen dabei naturgemäß ausei-
nander, zumal öffentliche Infrastrukturen zwar eine materielle Ausformung 
der im Grundgesetz nur abstrakt normierten Ideen vom „sozialen Bundes-
staat“ (Art. 20 Abs. 1 GG) und der „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet“ (Art. 72 Abs. 2 GG) darstellen, in der föderalen Verfas-
sungspraxis aber immer wieder auf zeitgemäße Konkretisierungen angewie-
sen sind.4 Zur Unübersichtlichkeit der Debatte trägt außerdem bei, dass un-
ter öffentlichen Investitionen sowohl ganz pauschal die Summe aller Investi-
tionen der öffentlichen Hand im Allgemeinen verstanden werden, unabhän-
gig von der Art des Investitionsgutes, als auch Investitionen in öffentliche Gü-
ter – also in Investitionsgüter, für die es keinen privaten Markt gibt.5 Je nach 
Abgrenzung des Investitionsbegriffs im engeren und im weiteren Sinne un-
terscheiden sich die zu erwartenden Wachstumseffekte jedoch erheblich. 
Unterschiedliche Bewertungen einer optimalen Höhe der Investitionen sind 
anhand solcher Begriffsunklarheiten dann fast schon zwingend.  

Vor diesem Hintergrund versucht der vorliegende Beitrag zur Strukturierung 
der Investitionsdebatte beizutragen, indem er einerseits die zugrundeliegen-
den und teilweise konkurrierenden Begriffe einordnet und die methodischen 
und konzeptionellen Messprobleme hinsichtlich Ursachen und Lösungsan-
sätzen gegenüberstellt. Dazu werden in Abschnitt 2 zunächst die methodi-
schen Herausforderungen der Analyse diskutiert. Abschnitt 3 stellt dann ver-
schiedene Messkonzepte hinsichtlich ihrer Stärken und Schwächen und Er-
kenntnisse gegenüber, bevor Abschnitt 4 ein Fazit zieht und einen Ausblick 
auf zukünftige Forschungsfragen gibt. 

 
1 Eigene Berechnungen auf Grundlage der vierteljährlichen Kassenstatistik. Insbesondere 
bei den infrastrukturrelevanten Bauausgaben ist der kommunale Anteil höher als bei den 
Sachinvestitionen insgesamt. Vgl. Statistisches Bundesamt (v.J.). 
2 Siehe Eck et al. (2014), S. 15. 
3 Vgl. Gornig (2019). 
4 Vgl. ARL (2016). 
5 Vgl. BMWi (2020). 
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2. Herausforderung bei der 
Erfassung von Investitions-
rückständen 

Die Erfassung von Investitionsbedarfen und -rückständen steht vor einer 
Reihe konzeptioneller Herausforderungen und Messprobleme. So gibt es 
weder für die Begriffe „Investition“, „Investitionsrückstand“ oder „Investiti-
onsbedarf“ einheitliche bzw. allgemein anerkannte Definitionen. Denn oft be-
stehen bereits Unklarheiten bezüglich der Terminologie: Neben dem Begriff 
des medial gern bemühten Bildes vom „Investitionsstau“ finden sich in der 
wissenschaftlichen Debatte – jenseits der Termini „Investitionsrückstand“6 
und „Investitionsbedarf“ – auch die Begriffe „Investitionsdefizit“, „Investiti-
onslücke“ und „Investitionsschwäche“. Selbst wenn es einheitliche Definitio-
nen gäbe, blieben erhebliche methodische Herausforderungen bei der em-
pirischen Erfassung bzw. Bewertung der entsprechenden Größen bestehen, 
da eben auch ihr Verhältnis zueinander nicht klar ist. Beide Probleme werden 
schematisch anhand von Abb. 1 diskutiert, die zugleich einen Vorschlag zur 
Abgrenzung der Begrifflichkeiten bietet. 

 

 
Die Herleitung eines Investitionsrückstandes erscheint dabei zunächst recht 
schematisch und geradlinig möglich. Zunächst müssen Investitionsbedarfe 
ermittelt und diesen die getätigten Investitionen gegenübergestellt werden. 

 
6 Der Begriff des „Staus“ ist widersprüchlich, da er suggeriert, dass Investitionen zwar auf 
den Weg, jedoch nicht zu Ende gebracht wurden. Dieses Bild bietet sich darum eher bei 
der Debatte um die Investitionshemmnisse an, wenn Investitionsmittel nicht abfließen bzw. 
abgerufen werden. 

Technische/
bauliche 
Mindest-
bedarfe

Individuelle/ 
regionale  

(Präferenzen)

Folgekosten  
unterlassener 
Investitionen 
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Ersatzbedarfe
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bedarfe
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Abb. 1:  
Vom Investitionsbedarf 
zum Investitionsrück-
stand 



 

7 

Aus der Differenz zwischen Bedarf und Investitionen ließen sich dann die Un-
terinvestitionen (Investitionsdefizit) bzw. die Überinvestitionen eines Jahres 
ermitteln. Die Summe der jährlichen Über- bzw. Unterinvestitionen als 
Stromgrößen ergibt wiederum den aufgelaufenen Investitionsrückstand 
(bzw. -vorsprung) als Bestandsgröße. Fallen mehrere Jahre hintereinander 
Investitionsdefizite an, sollte der Investitionsrückstand folglich steigen. Kön-
nen hingegen Investitionsüberschüsse erreicht werden, sollte der Investiti-
onsrückstand abgebaut werden können.7 Aus der Entwicklung eines Investi-
tionsrückstandes ergeben sich wiederum Implikationen für die Investitions-
bedarfe, z. B. mit Blick auf wachsende Nachholbedarfe oder Folgekosten un-
terlassener Investitionen. 

Für die Interpretation eines Investitionsrückstandes bzw. einer Investitionslü-
cke ist aber die Höhe der Investitionen und Investitionsbedarfe maßgeblich. 
Weder für Investitionsbedarfe noch für Investitionen der öffentlichen Hand 
existieren in der theoretischen Diskussion eindeutige und allgemein aner-
kannte Definitionen. Dies gründet nicht zuletzt in der Uneinigkeit über die Zu- 
und Einordnung einzelner haushaltswirksamer Zahlungsvorgänge hinsicht-
lich ihres investiven Charakters. Mit dem Zuschnitt der Bedarfe und Investiti-
onen ändert sich auch die daraus abgeleitete Höhe etwaiger Investitionsde-
fizite bzw. -rückstände. Eine in sich schlüssige Abgrenzung der Begriffe, d. h. 
die Frage, welche Bedarfs- bzw. Investitionskomponenten berücksichtigt 
werden sollen, sowie die monetäre Bewertung der jeweiligen Komponenten 
stellen deshalb die eigentlichen methodischen Herausforderungen dar. Im 
Folgenden werden vor diesem Hintergrund zunächst verschiedene theoreti-
sche Ansätze zur Abgrenzung von unterschiedlichen Investitionsbedarfsty-
pen und Investitionstätigkeiten problematisiert, bevor in Abschnitt 3 die me-
thodischen Ansätze zur Quantifizierung von Investitionen, Investitionsbedar-
fen und -rückständen diskutiert werden.  

Ein Investitionsbedarf ergibt sich allgemein aus Anpassungsnotwendigkei-
ten des (öffentlichen) Kapitalstocks. Für die kommunale Infrastruktur erge-
ben sich diese beispielsweise aus veränderten Anforderungen, die infolge 
von Entwicklungen der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen wie etwa 
dem demografischen Wandel erforderlich werden können.8 Für Infrastruktu-
ren der öffentlichen Daseinsvorsorge, die von einer entsprechend veränder-
ten Bedarfslage betroffen sind, lässt sich dabei – selbst im Falle gesetzlicher 
Bereitstellungspflichten – in der Regel kein objektives Optimum ermitteln. So 
gibt es keine umfassenden Standards zur Bestimmung eines optimalen 
quantitativen Umfangs oder eines qualitativen Zustands von öffentlichen Inf-
rastrukturen, da Investitionsentscheidungen zu einem gewissen Grad immer 
politischen und administrativen Ermessensspielräumen unterliegen und – 
insbesondere in einem Föderalstaat wie der Bundesrepublik – aus guten 
Gründen auch regionalen Gegebenheiten und Bedarfen angepasst werden 
müssen.9  

 
7 Gerade mit Blick auf große transformative Herausforderungen wie die Digitalisierung o-
der den Klimaschutz ist dieses Muster plausibel, da hier schnell hohe Bedarfe anfallen, die 
Investitionen aber häufig gar nicht in gleichem Maße kurzfristig angepasst werden kön-
nen. Der Rückstand würde hier zunächst ansteigen, bei nach und nach erhöhten Investitio-
nen aber perspektivisch wieder abgebaut werden können.  
8 Vgl. Brand/Steinbrecher (2017). Die notwendigen Anpassungsmaßnahmen können da-
bei im politischen Entscheidungssystem eine Reihe von technisch-betriebswirtschaftli-
chen, rechtlichen oder politisch-administrativen Filtern durchlaufen, vgl. Junkernhein-
rich/Micosatt (2004). 
9 Vgl. bspw. Krone/Scheller (2020b); Christofzik/Yeter/Feld (2019); Alm/Meurers (2015) so-
wie Alm/Zettelmeyer (2015). Die Bestimmung eines Bedarfs sollte dabei nicht einfach auf 
Basis bisheriger Ausgaben erfolgen. Dies ist auch Stand der Debatte um die Finanzbedarfe in 
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Investitionsbedarfe lassen sich allenfalls anhand verschiedener Komponen-
ten mehr oder weniger konkret abschätzen. Eine Annäherung an den Be-
darfsbegriff besteht beispielsweise darin, zwischen verschiedenen Verwen-
dungsformen öffentlicher Investitionen zu unterscheiden: Handelt es sich um 
Nachholbedarfe unterlassener früherer Investitionen, Ersatz-, Ausbau- oder 
Erweiterungsbedarfe vorhandener Infrastrukturen oder gar Investitionen für 
den Aufbau gänzlich neuer Infrastrukturen?10 Eine eindeutige Abgrenzung 
dieser Bedarfstypen ist nicht möglich, vielmehr verbleiben gewisse Über-
schneidungen, die eine Zuordnung spezifischer Bedarfe im Zweifelsfall er-
schweren – zumal in der wissenschaftlichen Diskussion unterschiedliche Ty-
pologisierungen existieren.11 Gleichwohl müssen bei jedweder Form der Be-
darfsermittlung immer sowohl die rechtlichen und politisch ausgehandelten 
Vorgaben bzw. Präferenzen als auch die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen (Preiseffekte, Folgekosten etc.) hinreichend berücksichtigt werden. De-
ren Auswirkungen auf die Investitionsbedarfe unterliegen teilweise jedoch 
beachtlichen Unsicherheiten. Zwar lassen sich unterlassene oder unmittel-
bar notwendige Investitionsbedarfe, die zur Aufrechterhaltung bzw. Sicher-
stellung eines spezifischen Leistungsangebots erforderlich sind, häufig noch 
relativ verlässlich abschätzen. Allerdings sehen sich gerade die Kommunen 
als unmittelbares Lebensumfeld der Menschen zunehmend vor die Notwen-
digkeit gestellt, ihre Infrastrukturen an globale und teils abstrakte Herausfor-
derungen wie den Klimawandel, den demografischen Wandel oder die Digi-
talisierung anzupassen, deren konkrete Auswirkungen vor Ort oft nur schwer 
abschätzbar sind.12 Dementsprechend lassen sich die notwendigen, daraus 
resultierenden Umbau- und Umrüstungsmaßnahmen der öffentlichen Infra-
strukturen – oft jahrzehntealte und zentral gesteuerte Großnetze – häufig 
noch gar nicht final abschätzen, geschweige denn monetär quantifizieren. 
Kritisch ist zudem, dass in Bedarfsermittlungen sowohl das „wirklich Not-
wendige bzw. Unvermeidbare“, wie technische Kapazitätsgrenzen oder die 
Baupreisinflation, als auch das „Wünschenswerte“, wie beispielsweise hö-
here Ausstattungsstandards, mit einfließen. Dies hat zur Folge, dass Investi-
tionsbedarfe immer ein Ergebnis politischer Entscheidungen bzw. Kompro-
misse sind, was die Vergleichbarkeit der Investitionstätigkeit zwischen ver-
schiedenen (politischen) Raumeinheiten bzw. Regionen erschwert.13  

Wie beim Begriff der Investitionsbedarfe existiert auch für den Terminus der 
„Investition“ eine große Bandbreite an Definitionen. Dem engen Investitions-
begriff des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) und der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) folgend sind unter Investitionen im Wesentlichen sächliche 
oder bauliche Aufwendungen in technische und soziale Infrastrukturen zu 
verstehen.14 Abweichend davon wird im politischen Raum schon seit Länge-
rem eine mögliche Weitung dieses engen Investitionsbegriffs diskutiert, z. B. 

 
den kommunalen Finanzausgleichssystemen, deren Struktur sich mit der Frage um Investiti-
onsbedarfe in vielerlei Hinsicht deckt. Auch diesbezüglich ist noch kein Königsweg gefunden 
worden, sodass die Debatte eine große Bandbreite aufweist, die sich in einer ebenso großen 
Vielfalt von KFA-Modellen in den Ländern widerspiegelt.  
10 Nähert man sich wiederum über die Ursachen des Investitionsbedarfs an, so ließen sich 
beispielsweise die Kosten für die (technische) Mindestanforderung der Infrastruktur ab-
schätzen, indem die notwendigen Anpassungserfordernisse ingenieurstechnisch be-
stimmt und mit Marktpreisen versehen werden. Angesichts der Fülle an Infrastrukturen, 
einer fehlenden Gesamtinventur öffentlicher Infrastruktur, unterschiedlicher Mindestan-
forderungen und Marktpreise ist dieses Vorgehen (zumal bundesweit) aber kaum umsetz-
bar. Siehe Sydow/Hesse (2020), S. 13.  
11 Vgl. Reidenbach et al. (2008). 
12 Vgl. bspw. WBGU (2016 und 2011). 
13 Siehe Sydow/Hesse (2020), S. 15–16; Hesse/Starke (2015), S. 184. 
14 So bestimmt beispielsweise § 13 Abs. 3 Nr. 2 BHO: „Ausgaben für Investitionen sind die 
Ausgaben für a) Baumaßnahmen, soweit sie nicht militärische Anlagen betreffen, b) den 
Erwerb von beweglichen Sachen, soweit sie nicht als sächliche Verwaltungsausgaben ver-
anschlagt werden oder soweit es sich nicht um Ausgaben für militärische Beschaffungen 
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durch eine Anerkennung von Bildungsausgaben als Investitionen, denn kon-
sumtive Ausgaben können investiven Charakter bzw. Wirkung entfalten, weil 
sie z. B. nur komplementär zu Investitionsgütern sinnvoll sind (Beispiel: Leh-
rerinnen und Lehrer sowie Schulgebäude). Weiter gefasste Investitionsbe-
griffe zielen darum auf infrastrukturwirksame Ausgaben.15 Unabhängig da-
von gibt es bei der haushalterischen Zuordnung einzelner Zahlungsströme 
bzw. Geschäftsvorfälle – insbesondere in der von vielen Kommunen genutz-
ten kaufmännischen Buchführung (Doppik) – ohnehin gewisse Ermessens-
spielräume. So ist beispielsweise die Abgrenzung zwischen Investitionen und 
laufendem Unterhalt bzw. Instandhaltungsaufwendungen nicht immer ein-
deutig, da hier unterschiedliche Maßgaben der Bundesländer bestehen.16 

3. Vergleich unterschiedlicher 
methodischer Ansätze 

Um die Angemessenheit der öffentlichen Investitionstätigkeit beurteilen zu 
können, lassen sich entweder die definierten Bedarfe direkt den getätigten 
Investitionen gegenüberstellen oder aus der Entwicklung eines zu messen-
den Investitionsrückstandes Rückschlüsse auf etwaige Investitionsdefizite 
vergangener Jahre ziehen. Die eigentliche Herausforderung liegt dabei in der 
Quantifizierung der einzelnen Komponenten. Keine der Größen lässt sich 
exakt und erschöpfend messen. In der Diskussion über kommunale Investiti-
onen und Investitionsrückstände wurden deshalb verschiedene Ansätze ent-
wickelt, um wahlweise entweder die Investitionsbedarfe oder den Investiti-
onsrückstand zu schätzen. Da die Bewertung der öffentlichen Investitionstä-
tigkeit aufgrund ihrer wirtschafts- und strukturpolitischen Bedeutung ein 
Dauerthema von hoher Relevanz ist, fokussiert die folgende Gegenüberstel-
lung regelmäßig erscheinende Quellen. Im Wesentlichen kommen dabei drei 
methodische Ansätze zur Anwendung: Auswertungen von Datenbeständen 
der amtlichen Statistik, Analysen kommunaler Jahresabschlüsse oder (Pa-
nel-)Befragungen von Kommunen bzw. Expertinnen und Experten. 

Statistische Informationen zu den öffentlichen Investitionen finden sich vor 
allem in der Kassen- bzw. Jahresrechnungsstatistik sowie der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung (VGR).17 Üblicherweise werden hieraus vor al-
lem die Nettoinvestitionen zur Bestimmung einer Investitionslücke herange-
zogen. In der VGR können den Brutto- bzw. Bruttoanlageinvestitionen die 
kalkulatorischen Abschreibungen gegenübergestellt werden, um Nettogrö-
ßen zu bilden. Positive Nettoinvestitionen vergrößern den Kapitalstock, ne-
gative Nettoinvestitionen weisen auf einen Vermögensverzehr hin.18 Negative 

 
handelt, c) den Erwerb von unbeweglichen Sachen, d) den Erwerb von Beteiligungen und 
sonstigem Kapitalvermögen, von Forderungen und Anteilsrechten an Unternehmen, von 
Wertpapieren sowie für die Heraufsetzung des Kapitals von Unternehmen, e) Darlehen, f) 
die Inanspruchnahme aus Gewährleistungen, g) Zuweisungen und Zuschüsse zur Finan-
zierung von Ausgaben für die in den Buchstaben a bis f genannten Zwecke“. 
15 Vgl. Lenk et al. (2016) oder BMWi (2020). 
16 Vgl. Jänchen (2020). 
17 Da jeweils unterschiedliche Abgrenzungen vorliegen, sind beide Quellen nicht vollständig 
deckungsgleich. So unterscheidet sich z. B. die Abgrenzung des Investitionsbegriffs zwi-
schen VGR und Finanzstatistik, siehe Ritzler (2014), S. 12. Auch die Begriffe Kapital und Ver-
mögen sind jeweils unterschiedlich besetzt, siehe Grömling/Hüther/Jung (2019), S. 26. 
18 Seit 2003 konnten die Kommunen ihren Kapitalstock nicht erweitern bzw. den Erhalt ge-
währleisten, da die Nettoinvestitionen negativ waren, siehe Gornig, M. (2019), S. 46. 
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Nettoinvestitionen sind für sich genommen aber noch kein ausreichender In-
dikator für einen Investitionsrückstand. Der Verschleiß bzw. die Abschreibun-
gen beziffern allenfalls die monetäre Wertentwicklung, nicht jedoch die reale 
Nutzbarkeit des Kapitalstocks. Deshalb wird auch verschiedentlich argumen-
tiert, dass das Bruttoanlagevermögen den produktiven Kapitalstock besser 
beschreibt. Die Entwicklung des Bruttoanlagevermögens wäre dementspre-
chend die relevante Zielgröße. 19 Dies wiederum unterstellt aber, dass Anla-
gegüter bis zu ihrem Ausscheiden/Abgang voll produktiv sind, was zumin-
dest fraglich ist, da die Nutzbarkeit vieler Infrastrukturen mit der Zeit trotz In-
standhaltung sinkt. Damit mag der Nettokapitalstock die Produktivität unter-
schätzen, der Bruttokapitalstock überschätzt ihn jedoch.20  

Unabhängig von der betrachten Zielgröße bietet die Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung für die Analyse des Investitionsrückstands den Vorteil einer 
hohen Datenqualität und Vergleichbarkeit: Für alle Beobachtungseinheiten 
gelten einheitliche Maßstäbe und Bewertungsansätze, was die Daten objek-
tiv vergleichbar macht. Darüber hinaus liegen die Daten für Gesamtdeutsch-
land vor und sind damit repräsentativ. Außerdem erscheinen die Statistiken 
regelmäßig und das bereits seit Jahrzehnten. Ein weiterer Vorteil ist die re-
gelmäßige Revision der Daten, die eine hohe Güte der Statistik sicherstellt. 
Allerdings hat die Herangehensweise auch einige zentrale Nachteile. Volks-
wirtschaftliche Größen wie Kapitalstock oder Abschreibungen müssen – ba-
sierend auf mehr oder weniger groben Annahmen – geschätzt werden.21 Die 
Daten liegen erst mit einer Verzögerung von mehreren Monaten vor, und da-
mit die amtliche Statistik in ihrem Bemühen um Abbildung aller drei födera-
len Ebenen und aller dazu jeweils aggregierten Raumeinheiten in der Bun-
desrepublik überhaupt beherrschbar bleibt, werden nur relativ grobe Kate-
gorien ausgewiesen, z. B. nach Ebenen oder ausgewählten Investitionsberei-
chen wie „Ausrüstungen“ oder „Nichtwohnbauten“. Konkrete Rückschlüsse 
auf spezifische Bedarfsfelder der öffentlichen Daseinsvorsorge, wie bei-
spielsweise den Schulbau oder die Instandhaltung der Straßen, lassen die 
Daten somit nicht zu. Die regelmäßigen Revisionen haben außerdem dazu 
geführt, dass verschiedene statistische Reihen inzwischen Brüche aufwei-
sen, zu den es z. B. immer dann kam, wenn der Erfassungskreis oder die Ab-
grenzung bestimmter Indikatoren – beispielsweise im Zuge von Modifizie-
rungen des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG) – geändert wurden.22 Der starke Fokus auf das Aggregat führt 
außerdem dazu, dass eine Betrachtung regionaler Unterschiede praktisch 
nicht möglich ist. Für die kommunale Ebene ist dies eine erhebliche Einschrän-
kung der Aussagekraft, denn insbesondere bei den Investitionen zeigen sich 
deutliche regionale Unterschiede, die einer tiefergehenden Analyse bedür-
fen.23 

Vor dem Hintergrund dieser Einschränkungen könnte ein alternativer statis-
tischer Zugang deshalb über die Finanzstatistik erfolgen, die – zumindest in 
der Theorie – insbesondere durch die doppische Rechnungslegung eine 
Vielfalt an Detailinformationen zur kommunalen Haushalts- und Investitions-
tätigkeit bereithalten sollte. Die dafür notwendigen Abschreibungen bzw. Ab-

 
19 Vgl. Grömling/Hüther/Jung (2019); Gühler/Schmalwasser (2020). 
20 Vgl. Dullien/Ritzler (2019). 
21 Vgl. Schmalwasser/Schidlowski (2006). 
22 Beispielsweise wurden ab 2014 verstärkt Forschungs- und Entwicklungsausgaben so-
wie militärische Waffensysteme in der VGR als Investitionen erfasst, was nicht nur eine Zu-
nahme der absoluten Größe nach sich zog, sondern auch eine Verschiebung zwischen den 
staatlichen Ebenen, siehe Hesse (2019), S. 126. 
23 Vgl. bspw. Arnold, F. et al. (2015) oder Krone/Scheller (2018). 
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gänge des Anlagevermögens werden (bislang) jedoch nicht in der (auf die Ka-
meralistik umgeschlüsselten) Finanzstatistik ausgewiesen.24 Und selbst un-
ter den doppisch buchenden Kommunen lässt sich nur bedingt ein Vergleich 
der Investitionsbedarfe ableiten, da den unterschiedlichen, durch Landes-
recht begründeten Ansätzen zur Vermögensbewertung variierende Nut-
zungs- und Abschreibungsdauern zugrunde liegen, die in der Folge zu ab-
weichenden Berechnungen der Abschreibungen für ansonsten vergleich-
bare Infrastrukturen führen.25 Der Vorteil der detaillierten Datengrundlage 
wird damit durch die nicht gegebene Vergleichbarkeit weitgehend neutrali-
siert und repräsentative Vergleiche sind kaum möglich. Hinzu kommt, dass 
die Jahresabschlüsse teilweise erst mit Verzögerung mehrerer Jahre vorlie-
gen, was eine Entwicklung proaktiver Maßnahmen zur wirtschafts- und 
strukturpolitischen Stärkung investitionsschwacher Kommunen und Regio-
nen empfindlich einschränkt. Die Doppik bietet damit zwar eine potenziell in-
teressante Datenquelle für die Analyse kommunaler Investitionen. Bislang 
sprudelt diese Quelle aber weder ergiebig noch besonders zuverlässig.26 

Um die notwendigen Detailinformationen zu erheben, die die amtliche Statis-
tik bislang nicht bereitstellen kann, werden in der Regel Befragungen bei 
Kommunen durchgeführt, bei denen z. B. Kämmereien oder Bürgermeiste-
rinnen bzw. Bürgermeister befragt werden. Deren Einschätzung sollen detail-
liertere Informationen zu kommunalen Investitions- bzw. Infrastrukturbedarfe 
geben, die statistisch nicht erfasst werden (können). Darunter fallen bei-
spielsweise Einschätzungen zur Qualität, zum Unterhalt oder zur Dringlich-
keit der Investitionsbedarfe in bestimmten Infrastrukturbereichen. Befragun-
gen können dabei anlassbezogen einmalig27 oder regelmäßig erfolgen.28 
Diese Form dieser Erhebungsmethodik hat im Wesentlichen zwei zentrale 
Vorteile: Befragungen können – je nach Schwerpunkt – inhaltlich an die je 
aktuellen Rahmenbedingungen angepasst werden. Auf diese Weise können 
– jenseits eines Bestands an regelmäßig wiederkehrenden Panelfragen – 
spezielle Fragen gestellt werden, die zur Erstellung eines aktuellen Mei-
nungsbildes zum Befragungszeitpunkt dienen. Mit Blick auf den generierba-
ren Informationsgehalt erlauben Befragungen außerdem einen deutlich hö-
heren Detailgrad als die amtliche Statistik. Bezüglich der öffentlichen Inves-
titionstätigkeit können entsprechende Primärdaten wertvolle Kontextinfor-
mationen liefern, beispielsweise, weil sie Rückschlüsse auf politische Priori-
täten oder den Einfluss politischer und/oder wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen zulassen. Dadurch lassen sich strukturelle Investitionshemmnisse 
wie eine unzureichende Finanzausstattung von kapazitativen bzw. konjunk-

 
24 Vgl. Hesse/Starke (2015). 
25 Siehe Sydow/Hesse (2020), S. 20ff. Hierzu eher kritisch, vgl. Woisin (2020). 
26 Vgl. IDW (2019). Ein anschauliches Beispiel für neue analytische Zugänge auf Grund-
lage der Doppik liefert ein gemeinsames Projekt von Difu, Fifo und Stadt Köln, vgl. 
Klug/Thöne/Schneider (2017). 
27 Vgl. BMWi (2015), EIB (2017) oder Scheller/Krone (2018). 
28 Zu den Kommunalbefragungen, die regelmäßig und deutschlandweit durchgeführt wer-
den, zählen z. B. die Kämmererbefragung der Zeitschrift „Der neue Kämmerer“, das OB-
Barometer des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) oder das KfW-Kommunalpanel. 
Weitere bekannte Publikationen sind die Kommunenstudie der Beratungsgesellschaft 
Ernst & Young oder die Haushaltsbefragung des Deutschen Städtetages, wobei die letz-
tere nicht allgemein zugänglich veröffentlicht wird. Darüber hinaus gibt es vergleichbare 
Kommunalbefragungen auch für ausgewählte Bundesländer, wie z. B. die KOMKIS-Befra-
gung in Sachsen oder für einzelne Infrastrukturbereiche, die zum Teil von einzelnen Ver-
bänden gezielt beauftragt werden (z.B. Stadtwerkestudien). Vgl. hierzu stellvertretend: 
Krone/Scheller 2018; Raffer/Arndt/Scheller 2020 (i. E.). Der im Zweijahres-Turnus er-
scheinende Finanzreport der Bertelsmann Stiftung beruht hingegen auf Auswertungen 
von Daten der amtlichen Statistik.  
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turellen Investitionshemmnissen wie fehlenden Bau- und Planungskapazitä-
ten trennen.29 Befragungen ermöglichen außerdem auch Ad-hoc-Stim-
mungsbilder, z. B., um zeitnah die Auswirkungen von Krisen auf die kommu-
nalen Haushalte nachvollziehen zu können.30  

Diese Stärken gehen allerdings mit Einschränkungen bei der Datenqualität ein-
her. Denn Befragungsergebnisse beruhen immer auch auf subjektiven Bewer-
tungen, die sich in strategischen Antworten und individuellen Interpretationen 
der Befragten niederschlagen können. Damit sind Befragungsergebnisse nicht 
in gleichem Maß objektiv und miteinander vergleichbar wie Daten der amtli-
chen Statistik. Zwar scheint die Möglichkeit, auch detailliertere regionale Daten 
durch Befragungen generieren zu können, verlockend. Allerdings sind dafür 
entsprechend große Stichproben erforderlich, was wiederum den Erhebungs- 
bzw. Befragungsaufwand vergrößert. Insbesondere bei komplexen Fragestel-
lungen erfordert die Gewährleistung eines hinreichenden Rücklaufs bei Kom-
munalbefragungen ein Bündel geeigneter Maßnahmen.  

Als Zwischenfazit kann festgehalten werden: Der hohen Objektivität der amt-
lichen Statistik steht ihr geringer Detailgrad entgegen. Dieser lässt sich zwar 
durch Befragungen erreichen, hat dann aber den Preis einer geringeren Da-
tenvergleichbarkeit bzw. Objektivität der Ergebnisse. Auswertungen von Jah-
resabschlüssen auf Basis der Doppik könnten zwar prinzipiell einen Kompro-
miss darstellen, sind in ihrer bisherigen Verbreitung und Anwendung aller-
dings noch nicht weit genug harmonisiert, um deutschlandweite Analysen zu 
ermöglichen. Keine der etablierten Herangehensweisen zur Bezifferung von 
Investitionsbedarfen und -rückständen ist somit frei von Schwächen, jede hat 
aber auch spezifische Stärken. Abb. 2 stellt diese noch einmal gegenüber. 

 

 
 

Auffällig ist dabei, dass sich Stärken und Schwächen der verschiedenen An-
sätze teilweise ausgleichen. Das deutet darauf hin, dass es bei der Diskussion 
über kommunale Investitionen und Investitionsrückstände nicht auf ein „ent-
weder oder“, sondern – im Idealfall – ein „sowohl als auch“ im Sinne eines 

 
29 Vgl. Brand/Steinbrecher/Krone (2019).  
30 Vgl. Brand/Steinbrecher/Krone (2020). 

Statistik Doppik Befragung

Vergleichbarkeit   

Datenqualität   

Objektivität   

Geschwindigkeit bis Veröffentlichung   

Detailtiefe   

Aussagen zur Qualität der Infrastruktur   

Ursachenanalyse   

Bewertungsskala: ••• hoch/geeignet, •• mittel/teils-teils, • eher gering/ungeeignet.

Abb. 2:  
Stärken und Schwächen 
unterschiedlicher 
Herangehensweisen 
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Methoden-Mixes hinausläuft.31 Die Kombination aus amtlichen Daten mit 
den Kontextinformationen von Befragungen erscheint ein vielversprechen-
der Weg, kommunale Investitionsrückstände und -hemmnisse besser zu ver-
stehen.32 Dies gilt umso mehr, da sowohl amtliche Statistik als auch Befra-
gungsdaten auf substanzielle Investitionsrückstände bei Kommunen hinwei-
sen (Abb. 3). 

 

  
Lesehilfe: Dargestellt ist die Entwicklung der Platzierung Deutschlands im Vergleich zum jeweils bestplatzierten Land im 
WEF Global Competitiveness Report (linke Grafik) sowie die Befunde der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und 
des KfW-Kommunalpanels. In beiden Grafiken deuten höhere Werte auf unzureichende öffentliche Investitionen hin.  

Quelle: WEF Global Competitiveness Report, Statistisches Bundesamt, KfW-Kommunalpanel. 

 

Dass die Problematik kommunaler Investitionsrückstände eine der zentralen 
finanz-, und wirtschaftspolitischen Herausforderungen – nicht nur, aber auch 
– in der Bundesrepublik darstellt, verdeutlicht eine Gegenüberstellung der 
Ergebnisse verschiedener Längsschnittstudien, die mit je unterschiedlichen 
Erhebungsmethoden zu vergleichbaren Ergebnissen kommen. So sind bei-
spielsweise im linken Chart von Abb. 3 die Platzierungen Deutschlands im 
Vergleich zum jeweils bestplatzierten Land im Global Competitiveness Re-
port dargestellt. Dieser wird jährlich vom World Economic Forum (WEF) ver-
öffentlicht und bewertet auf Grundlage amtlicher Statistiken und Experten-
einschätzungen die Wettbewerbsfähigkeit von Ländern anhand ausgewähl-
ter Indikatoren, unter anderem der Infrastruktur.33 Mit Blick auf die Qualität 
der Infrastruktur zeigt sich, dass Deutschland seit dem Jahr 2009 kontinuier-
lich an Boden zu verlieren scheint. Lag die Bundesrepublik 2009 insgesamt 
bei der Qualität der Infrastruktur noch weltweit auf Platz eins, war es 2018 
„nur noch“ Platz sieben. Mit Blick auf den Zustand der Straßen ist der Trend 
noch stärker ausgeprägt, hier rutschte Deutschland von Platz fünf auf Platz 
19 ab. Die rechte Teilabbildung stellt die Aggregate der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung den Ergebnissen des KfW-Kommunalpanels gegenüber. 
Der im KfW-Kommunalpanel auf Basis von Angaben der befragten Kämme-
reien hochgerechnete „wahrgenommene Investitionsrückstand“ der Kom-
munen ab 2.000 Einwohner*innen für die Bundesrepublik insgesamt ist seit 
2009 in der Trendbetrachtung erkennbar gestiegen.34 Gleiches gilt sowohl 

 
31 Vgl. Brand/Steinbrecher (2019). 
32 In einem gemeinsamen Projekt von KfW, Difu und TU Dresden wurden Daten aus Befra-
gung und Statistik zusammengetragen und mittels Methoden des maschinellen Lernens 
auf gemeinsame Muster hin analysiert, vgl. Brand et al. (2020). 
33 Vgl. WEF (v.J.) 
34 Vgl. Krone/Scheller (2020a). 

Abb. 3:  
Befunde unterschied-
licher Messkonzepte 
öffentlicher Investitio-
nen bzw. Infrastruktur-
mängel 
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für die in der VGR für die gemeindliche Ebene erfassten kumulierten negati-
ven Nettoinvestitionen35 als auch für die Differenz zwischen Brutto- und Net-
toanlagevermögen. Letzteres deutet wiederum auf einen gesunkenen Mo-
dernitätsgrad der kommunalen Infrastruktur hin, mithin also unzureichenden 
Instandhaltungs- bzw. Ersatzmaßnahmen. 

Der Trend deutet damit – unabhängig von der Quelle – für die vergangenen 
zehn Jahre aufwachsende Investitionsdefizite der öffentlichen Hand insbe-
sondere auf kommunaler Ebene hin. Die relevante wirtschaftspolitische 
Frage ist deshalb nicht, ob es kommunale Investitionsrückstände gibt, son-
dern was deren Ursachen sind und wie sich entsprechende Rückstände ab-
bauen lassen. 

4. Fazit und Ausblick 
Die Frage einer angemessenen öffentlichen Investitionstätigkeit begleitet die 
politische und wissenschaftliche Debatte jetzt schon seit etlichen Jahren. 
Insbesondere seit Einführung der Schuldenbremse für Bund und Länder im 
Jahr 2009 haben sich entsprechende Kontroversen deutlich verschärft. Die 
finanzpolitischen Verwerfungen der aktuellen Corona-Krise haben hingegen 
vermehrt wieder Forderungen aufkommen lassen, die Investitionstätigkeit 
von Ländern und Kommunen durch eine Kompensation von Einnahmeaus-
fällen zu stabilisieren, um auf diese Weise auch konjunkturstützende Impulse 
zu befördern. Mit dem Aussetzen der Schuldenbremse und dem Schnüren 
großer Konjunktur- und Hilfsprogramme mögen sich zwar die größten öko-
nomischen Schockwellen kurzfristig auffangen lassen. Langfristig werden 
aber die strukturpolitischen Handlungsbedarfe zur Verbesserung des Zu-
stands bestehender und zum Ausbau neuer Infrastrukturen wieder stärker in 
den Vordergrund drängen. Denn die Investitionen der öffentlichen Hand und 
gerade auch der Kommunen helfen nicht nur bei der Bewältigung der unmit-
telbaren Krisenfolgen, sondern entscheiden auch über die Wettbewerbsfä-
higkeit des Standorts Deutschland und die Lebensqualität für die Menschen 
in allen Regionen des Landes. Insbesondere wenn sich die Haushaltslage der 
öffentlichen Kassen nach der Krise schlechter darstellen sollte, werden Ent-
scheidungen für oder gegen die Verwendung der knappen Mittel zugunsten 
von Investitionen wieder relevanter.  

Um diesen Abwägungsprozess der Politik auf eine solide Basis zu stellen, 
werden belastbarere Daten benötigt. Im Vordergrund sollte der tatsächliche 
Nutzen bzw. die Brauchbarkeit der Infrastruktur stehen. Denn Neuinvestitio-
nen oder Instandhaltungsaufwendungen dienen ja dem eigentlichen Zweck, 
den öffentlichen Kapitalstock im Hinblick auf die aktuellen und absehbaren 
Herausforderungen zu ertüchtigen. Neben einer besseren Verzahnung der 
bereits jetzt erhobenen Daten bedarf es dazu einer Optimierung der Erhe-
bung, Aufbereitung, Harmonisierung und Bereitstellung durch die statisti-
schen Ämter von Bund und Länder. Die Qualität entsprechend aggregierter 
Datenbestände hängt jedoch ganz maßgeblich von den Standards der Pri-
märerhebung in den einzelnen Raumeinheiten ab. Da es hierfür – aus unter-
schiedlichsten Gründen – an vergleichbaren Verfahren fehlt, wären regelmä-
ßige Bestandsaufnahmen (Inventuren) mit Zustandserfassungen wün-

 
35 Der Anstieg der negativen Nettoinvestitionen belief sich von 2009 bis 2018 auf rd. 52 
Mrd. EUR und lag damit auch einem ähnlichen Level wie der Anstieg des kommunalen In-
vestitionsrückstandes im KfW-Kommunalpanel (+54 Mrd. EUR) im selben Zeitraum.  
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schenswert. Durch ein solches Monitoring ließe sich – im Idealfall – die öf-
fentliche Investitions- und Infrastrukturpolitik strategischer und damit auch 
in haushalterischer Hinsicht nachhaltiger ausrichten.36 Dies scheint auch 
deshalb geboten, da zunehmend ökologische Notwendigkeiten neue Anfor-
derungen an öffentliche Infrastrukturen stellen. Die so forcierte Transforma-
tion der Städte und ihrer Infrastrukturen macht es erforderlich, sich grundle-
gend mit dem bisherigen Investitionsbegriff und der hier diskutierten Frage 
nach der Messbarkeit öffentlicher Investitionstätigkeit auseinandersetzen. 
Denn im Mittelpunkt entsprechender Ansätze steht ein Verständnis von 
„Nachhaltigkeit“ bzw. „Generationengerechtigkeit“, das weit über die fiska-
lisch-haushalterische Dimension hinausweist, da sie in einer integrierten Per-
spektive immer ökologische, ökonomische und soziale Aspekte zugleich ad-
ressieren. Damit wird in einer Langfristperspektive die intergenerationale 
Lasten- und Vermögensverteilung öffentlicher Investitionen in allen drei Di-
mension in den Blick genommen. Nicht umsonst werden unter dem Stich-
wort „Sustainable Finance“ – maßgeblich durch EU-Rechtsetzung forciert – 
inzwischen sowohl die private als auch die öffentliche Investitionstätigkeit 
und -finanzierung zunehmend unter Nachhaltigkeitsaspekten beurteilt. 

Der in vielen Bundesländern verpflichtend für die Kommunen eingeführten 
Doppik liegt dieses Nachhaltigkeitsverständnis – zumindest mit Blick auf die 
fiskalisch-haushalterische Dimension – zugrunde, indem sie eine Gegen-
überstellung von Investitionstätigkeit (Input) und Vermögensentwicklung 
(Output und Outcome) der öffentlichen Gebietskörperschaften abbildet. So 
müssen die Kommunen zum Erhalt des im Vermögenshaushalt eigens er-
fassten Kapitalstocks beziehungsweise Vermögensbestandes in ihre Infra-
strukturen investieren. Viele Investitionen werden dabei durch den Katalog 
der kommunalen Pflichtaufgaben begründet. Straßen, Verkehrsanlagen, Bil-
dungseinrichtungen und öffentliche Verwaltungsgebäude müssen eigentlich 
fortlaufend in einem Zustand gehalten werden, mit dem die Erbringung kom-
munaler Dienstleistungen sichergestellt werden kann und von dem keine Ge-
fährdungen für das Allgemeinwohl ausgehen. Wenn allerdings dieser Kapi-
talstock der Kommunen als einziger Ebene im deutschen Bundesstaat seit 
2002 schrumpft – die jährlichen Abschreibungen mithin höher sind als die 
Nettoinvestitionen – dann scheinen diese Anforderungen nicht mehr flä-
chendeckend garantiert und ein Erhalt des Vermögensbestandes im Sinne 
des Nachhaltigkeitsprinzips nicht gewährleistet.37 Hier besteht die Gefahr ei-
ner „Negativspirale“, zumal ein zeitlicher Aufschub von Ersatzinvestitionen 
die Lebensdauer von Infrastrukturen verkürzt und später zu tätigende Auf-
wendungen für Investitionen meist exponentiell steigen lässt. Es liegt auf der 
Hand, dass dieser Weg weder in haushalterischer noch in ökologischer Hin-
sicht dem Nachhaltigkeitsprinzip entspricht. 

Jenseits der Frage nach Optimierungsmöglichkeiten der statistischen Da-
tenerhebung und -analyse werden Informationslücken gerade mit Blick auf 
die qualitative Bewertung der öffentlichen Investitionstätigkeit bestehen blei-
ben. Diese Lücken lassen sich auch in Zukunft nur unter Zuhilfenahme ergän-

36 Vgl. Dullien/Ritzler (2019), S. 290f. Wie eine derartige Aufschlüsselung aussehen 
könnte, ist Hesse/Redlich/Diesener (2015) beispielhaft für die sächsischen Kommunen zu 
entnehmen. 
37 Ein solcher kommunaler Vermögensverzehr kann dann jedoch ganz handfeste haushal-
terische Auswirkungen haben, wenn beispielsweise § 110 Abs. 8 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) bestimmt: „Die Kommune darf sich über den 
Wert ihres Vermögens hinaus nicht verschulden. Ist in der Planung oder der Rechnung er-
kennbar, dass die Schulden das Vermögen übersteigen, so ist die Kommunalaufsichtsbe-
hörde unverzüglich hierüber zu unterrichten“. Konkret heißt dies, dass ein schrumpfender 
kommunaler Kapitalstock aufgrund nicht getätigter Investitionen zur Folge hat, dass das 
Niveau kreditfinanzierter Investitionen gesenkt werden muss. 
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zender Methoden, wie etwa Befragungen oder der Auswertung von Geoda-
ten, schließen.38 Selbst wenn eine quantitative Bezifferung von Investitions-
bedarfen auf einer Datenbasis von Befragungen „nicht ratsam“39 erscheinen 
mag, wäre der vollständige Verzicht darauf in Ermangelung geeigneter me-
thodischer Alternativen allerdings auch keine Lösung. Vielmehr wird eine 
Methodenvielfalt – auch im Sinne einer Methoden-Triangulation – benötigt. 
Hierbei ist das Wissen über die Stärken und Schwächen der jeweiligen Me-
thoden unabdingbar und sollte bei der Interpretation der Ergebnisse mit ein-
fließen. Ein Methodenstreit, der statt einer notwendigen Diskussion über Op-
timierungsmöglichkeiten auf eine Diskreditierung einzelner methodischer 
Ansätze gerichtet ist, scheint wenig zielführend – zumal haushalts- und euro-
parechtliche Rahmenbestimmungen mit Verweis auf das Nachhaltigkeits-
prinzip inzwischen Transparenz mit Blick auf die öffentliche Vermögensent-
wicklung sowie die entsprechende Investitionstätigkeit verlangen. Zudem 
deutet die verfügbare statistische Empirie für die Investitionstätigkeit der 
Kommunen in Deutschland – unabhängig vom gewählten methodisch-ana-
lytischen Zugang – in die gleiche Richtung: Über viele Jahre scheint zu wenig 
investiert worden zu sein, sodass sich ein beachtlicher Investitionsrückstand 
aufgebaut hat.40 Um diesen dauerhaft abzubauen wird es aber nicht damit 
getan sein, einfach nur mehr Geld ins System zu geben. Vielmehr müssen die 
dahinterliegenden Ursachen analysiert und adressiert werden. Auch hierbei 
hilft die Kombination der verschiedenen Ansätze. 

  

 
38 Vgl. hierzu Meurers/Oberländer (2020).  
39 Vgl. Christofzik/Yeter/Feld (2019), S. 6. 
40 Vgl. Bardt et al. (2019). 
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